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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Dr. Althammer, 
Höcherl und Genossen 


betr, Korrektur und Fortschreibung der mittelfristigen 
Finanzplanung und Haushaltsentwurf 1973 


L Korrektur der Zahlen des Finanzplans 1971 bis 1975 

1. Bundeskanzler Brandt hat am 15. März 1972 im Bundestag 
gesagt (377. Sitzung, Seite 10 278 A) : 

„Es ist völlig abwegig, wenn der Kollege Strauß und andere 
Sprecher der Opposition von , Zerrüttung der Staatsfinan- 
zen' oder , Finanzchaos' sprechen. Ich kann auch die per- 
manenten Aufforderungen nicht verstehen, ,die Karten auf 
den Tisch zu legen'. Was soll denn das heißen? Schließlich 
liegt der Bundeshaushalt und die mittelfristige Finanzpla- 
nung diesem Hohen Hause zur Beratung vor. Darin findet 
man alle wichtigen Informationen für den Zeitpunkt, zu dem 
das eingebracht wurde, und dies wird, wie sich das gehört, 
bei der Verabschiedung des Haushalts 1972 ergänzt und kurz 
danach erneut bei der Aufstellung des neuen Haushalts, 
nämlich des 73ers, diesmal, wie wir hoffen, nicht erst am 
Schluß, sondern schon zu Beginn der Sommerpause ..." 

Die Ankündigung des Bundeskanzlers, bei der zweiten 
Lesung des Haushalts 1972 die Zahlen des (alten) mittel- 
fristigen Finanzplans für die Jahre 1971 bis 1975 unter Be- 
rücksichtigung der zwischenzeitlich eingetretenen Entwick- 
lung zu ergänzen und damit zu korrigieren, ist bisher nicht 
eingehalten worden. 

Wann wird die vom Bundeskanzler zugesagte Korrektur der 
Zahlen des Finanzplans für die Jahre 1971 bis 1975 dem 
Bundestag vorgelegt? 

2. Nach § 10 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung hat die Bun- 
desregierung den Bundestag und den Bundesrat über erheb- 
liche Änderungen der Haushaltsentwicklung und deren Aus- 
wirkungen auf die Finanzplanungen zu unterrichten. Der von 
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der Bundesregierung vorgelegte Haushaltsentwurf für das 
Gesamtjahr 1972 mußte bereits bei der ersten Beratungs- 
runde im Haushaltsausschuß um 2,7 Mrd. DM erhöht wer- 
den. Zwischenzeitlich hat die Bundesregierung im Haus- 
haltsausschuß — wenn auch erst auf Vorhalt — zugeben 
müssen, daß darüber hinaus noch weitere 1,3 Mrd. DM in 
diesem Jahr ausgegeben werden müssen. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

a) daß es sich bei den Mehrausgaben gegenüber dem ur- 
sprünglichen Haushaltsentwurf für 1972 von 2,7 Mrd. DM 
und weiteren 1,3 Mrd. DM, zusammen also von 4 Mrd. 
DM, um eine „erhebliche Änderung der Haushaltsent- 
wicklung" handelt und 

b) daß deshalb die Bundesregierung nach dem Gesetz ver- 
pflichtet war und ist, Bundestag und Bundesrat über die 
sich hieraus ergebenden Auswirkungen auf den von ihr 
im Herbst 1971 beschlossenen Finanzplan für die Jahre 
bis 1975 zu unterrichten? 


IL Fortschreibung des Finanzplans auf die Jahre bis 1976 
und Haushaltsentwurf für 1973 

Der neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat zum 
Ausdruck gebracht, daß die Regierung entgegen den Zusiche- 
rungen seines Amtsvorgängers und auch des Kanzlers der Haus- 
haltsentwurf für 1973 und der neue Finanzplan für die Jahre 
1972 bis 1976 dem jetzigen Bundestag nicht mehr vorgelegt 
werde. Er hat ausgedrückt, die Bundesregierung werde entgegen 
dem Gesetzesauftrag des § 30 Abs. 2 der Bundeshaushaltsord- 
nung den Haushaltsentwurf für 1973 nicht mehr vor Beginn des 
Haushaltsjahres dem Bundesrat zuleiten und beim Bundestag 
einbringen, sondern nur „das Gerüst, das Gerippe, die wichtig- 
sten Größenordnungen für den Haushalt 1973 bekanntgeben" 
(Süddeutsche Zeitung vom 28. Juli 1972 und Pressekonferenz 
vom 23. August 1972). 

1. Was ist unter dem gesetzlich nicht vorgesehenen Begriff 
eines „Gerüstes" für den Haushalt 1973 zu verstehen? 

2. Wird die Regierung im Rahmen des „Gerüstes" die Aus- 
gaben und Einnahmen des Bundes entsprechend den ver- 
schiedenen Anlagen zum Finanzplan 1971 bis 1975 aufglie- 
dern? 

3. Wird die Bundesregierung nach diesem Schema auch das 
„Gerüst" des neuen Finanzplans für die Jahre bis 1976 be- 
schließen und bekanntgeben? 
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Ober beabsichtigt sie, die im Gesetz (§ 50 Abs. 3 des Haus- 
haltsgrundsätzegesetzes) vorgesehene Einheit zwischen 
Finanz- und Haushaltsplan aufzugeben? 
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4. Nach der Pressekonferenz vom 23. August 1972 will der neue 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen die Steuermehr- 
einnahmen, die aufgrund der inflationistischen Entwicklung 
zu erwarten sind (neue Steuerschätzung vom 23. August 
1972), zur Deckung der Staatsausgaben verwenden. Der Bun- 
deshaushalt 1972 bleibt damit ein Inflationsherd erster 
Ordnung. 

Hält die Bundesregierung es mit § 5 des Stabilitätsgesetzes 
vereinbar, die durch die inflationistische Entwicklung ent- 
stehenden Mehreinnahmen zur Finanzierung zusätzlicher 
Staatsausgaben zu verwenden? 

5. Nach der Pressekonferenz vom 23, August 1972 will der 
neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen zum Aus- 
gleich des Bundeshaushalts 1973 trotz inflationsbedingter 
Steuermehreinnahmen noch eine Steuererhöhung vor- 
nehmen. 

Bei welchen Steuern und in welchem Umfang sollen Steuer- 
erhöhungen vorgenommen werden? 


Bonn, den 31. August 1972 
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